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Für Werbung mit Umweltaussagen, z. B. „klimafreundlich“ oder „biologisch abbaubar“ sollen künftig strengere Vorgaben

gelten. Außerdem sollen Verbraucher besser vor Manipulation geschützt werden, wenn sie online einen Vertrag über eine

Finanzdienstleistung abschließen. Diese und weitere verbraucherschützende Änderungen sieht ein Gesetzentwurf vor, den

das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) am 7.7.2025 veröffentlicht hat (vgl. BMJV, PM Nr. 32/

2025 vom gleichen Tag). Mit dem Entwurf sollen zwei EU-Richtlinien ins deutsche Recht umgesetzt werden. Bundesministe-

rin der Justiz und für Verbraucherschutz Dr. Stefanie Hubig erklärt dazu: „,Klimafreundlich ,, ,biologisch abbaubar , oder ,CO2-

neutral ,: Solche Werbeaussagen klingen positiv, aber oft ist unklar, was genau sich dahinter verbirgt. Das wollen wir ändern:

Werbung mit Umweltaussagen soll künftig voraussetzen, dass man die Aussage auch belegen kann. Das ist im Interesse der

Verbraucherinnen und Verbraucher – und im Interesse von allen Unternehmen, deren Produkte wirklich umweltfreundlich

sind. Umweltaussagen dürfen nicht zu bedeutungslosen Worthülsen verkommen. Wir sorgen dafür, dass Verbraucherinnen

und Verbraucher eine informierte Kaufentscheidung treffen können und der Wettbewerb mit Umweltaussagen fair ist.“ Der

Gesetzentwurf setzt die lauterkeitsrechtlichen Vorgaben der EU-Richtlinie hinsichtlich der Stärkung der Verbraucher für den

ökologischen Wandel durch besseren Schutz gegen unlautere Praktiken und durch bessere Informationen (RL (EU) 2024/825,

sog. EmpCo-RL) und eine lauterkeitsrechtliche Vorlage aus der EU-Richtlinie in Bezug auf im Fernabsatz geschlossene Finanz-

dienstleistungsverträge (RL (EU) 2023/2673) 1:1 um. Gelegenheit zur Stellungnahme für interessierte Kreise besteht bis zum

25.7.2025. Vgl. zu den Einzelheiten auch die Meldung auf S. 1666.

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Förderung der Zellerneuerung

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wer-

den zur Auslegung von Art. 6 Abs. 1 und 3 Un-

terabs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des

Europäischen Parlaments und des Rates vom

30. November 2009 über kosmetische Mittel

(ABl. L 342 vom 22. Dezember 2009, S. 59) und

zu Art. 3 Abs. 4 der Richtlinie 2005/29/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates vom

11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken

von Unternehmen gegenüber Verbrauchern im

Binnenmarkt (ABl. L 149 vom 11. Juni 2005,

S. 22) folgende Fragen zur Vorabentscheidung

vorgelegt:

1. Hat ein Händler, der nicht verantwortliche Per-

son im Sinne von Art. 4 Abs. 6 der Verordnung

(EG) Nr. 1223/2009 ist, gemäß Art. 6 Abs. 1 und

3 Unterabs. 1 dieser Verordnung Grund zu der

Annahme, dass die Werbung eines Herstellers

nicht den Anforderungen des Art. 20 Abs. 1 der

Verordnung genügt, wenn er die ihm vom Her-

steller überlassene Werbung zu eigenen ge-

schäftlichen Zwecken verwendet, ohne zu prü-

fen, ob die beworbenen Funktionen des kosme-

tischen Mittels hinreichend belegt sind? Oder

hat der Händler nur unter bestimmten – wenn

ja, unter welchen – Voraussetzungen gemäß

Art. 6 Abs. 1 und 3 Unterabs. 1 der Verordnung

(EG) Nr. 1223/2009 Grund zu der Annahme, dass

die von ihm verwendete Werbung des Herstel-

lers nicht den Anforderungen des Art. 20 Abs. 1

der Verordnung genügt, und zu prüfen, ob die

beworbenen Funktionen des kosmetischen Mit-

tels hinreichend belegt sind?

2. Schließen die Bestimmungen in Art. 4 Abs. 6

und Art. 6 Abs. 1 und 3 Unterabs. 1 der Verord-

nung (EG) Nr. 1223/2009 gemäß Art. 3 Abs. 4

der Richtlinie 2005/29/EG aus, dass die Werbung

eines Händlers mit einer vom Hersteller über-

nommenen irreführenden Aussage zu den Funk-

tionen eines kosmetischen Mittels als unlautere

Geschäftspraxis im Sinne von Art. 5 Abs. 1 und 4

Buchst. a, Art. 6 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie

2005/29/EG anzusehen ist?

BGH, Beschluss vom 18.6.2025 – I ZR 78/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1665-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Meta/Kustomer

a) Das Bundeskartellamt ist befugt, eine Anmel-

depflicht der Zusammenschlussbeteiligten nach

§ 39 Abs. 1 GWB durch Verfügung festzustellen.

b) Melden die Zusammenschlussbeteiligten das

Vorhaben aufgrund einer solchen Feststellungs-

verfügung an, erledigt diese sich nicht durch An-

meldung und Vollzug des Vorhabens, sofern die

Beteiligten durch einen Kostenbescheid fortwir-

kend belastet sind.

c) Ob das zu erwerbende Unternehmen nach

§ 35 Abs. 1a Nr. 4 GWB im Inland tätig ist, beur-

teilt sich ausgehend von seinen gegenwärtigen

wettbewerblichen Aktivitäten und deren charak-

teristischer Eigenschaften danach, ob die Tätig-

keit einen Bezug zum Inland aufweist, der gene-

rell geeignet sein kann, aufgrund des Zusam-

menschlussvorhabens wettbewerbliche Gefah-

renlagen für im Inland belegene Märkte zu

begründen.

d) Die Auftragsdatenverarbeitung, die einen Zu-

gang zu Daten von im Inland ansässigen End-

kunden ermöglicht, kann eine wettbewerblich

relevante Inlandstätigkeit in diesem Sinn sein.

e) Die durch die Inlandstätigkeit mögliche Beein-

flussung der Märkte erfordert zwar eine gewisse

Mindestintensität im Sinn einer Spürbarkeit; an

diese sind für die Anmeldepflicht aber keine ho-

hen Anforderungen zu stellen.

BGH, Beschluss vom 17.6.2025 – KVR 77/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1665-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Sog. Wirecard-Skandal – Zur Zulässig-

keit einer identifizierenden Bildberichter-

stattung über strafrechtliches Ermittlungs-

verfahren

Zur Zulässigkeit einer identifizierenden Bildbe-

richterstattung über ein strafrechtliches Ermitt-

lungsverfahren (hier: zulässige Bebilderung einer

Verdachtsberichterstattung im Rahmen des so-

genannten Wirecard-Skandals).

BGH, Urteil vom 27.5.2025 – VI ZR 337/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1665-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Inkongruente Zahlung des Schuldners

anSozialversicherungsträgernachZahlungs-

aufforderung in „freundlichem“ Tonfall

Eine Zahlung des Schuldners an einen Sozialver-

sicherungsträger in dem Zeitraum von drei Mo-

naten vor Insolvenzantragstellung erfolgt nach

seiner objektivierten Sicht unter dem Druck ei-

ner unmittelbar bevorstehenden Zwangsvoll-

streckung und ist damit inkongruent, wenn der

Gläubiger zuvor eine Frist zur Zahlung des fälli-

gen Beitrags gesetzt und für den Fall nicht frist-

gemäßer Zahlung die ohne Weiteres mögliche

Zwangsvollstreckung angekündigt hat, auch

wenn die Zahlungsaufforderung insgesamt in ei-

nem „freundlichen“ Tonfall abgefasst ist.

BGH, Urteil vom 22.5.2025 – IX ZR 80/24
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2025-1665-4

unterwww.betriebs-berater.de

Die Woche im Blick | Wirtschaftsrecht

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               1 / 1

http://www.tcpdf.org

